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1 Ausgangslage

Die Covid-19-Pandemie stellte den Parlamentsbetrieb vor betrachtliche
Herausforderungen. In kurzer Zeit mussten verschiedene Rahmenbedingungen und
Grundlagen neu erarbeitet werden, um den Kommissions- und Parlamentsbetrieb unter
Einhaltung der geltenden Schutzmassnahmen abhalten zu kénnen. Wahrend zwei
Sessionen musste die Bundesversammlung auf dem Bernexpo-Areal tagen.

Der vorliegende Bericht stitzt sich auf die wahrend der Covid-19-Pandemie
gesammelten Erfahrungen und legt die erprobten Massnahmen und Vorgehensweisen
dar, auf die in kiinftigen Pandemien oder ahnlichen Krisensituationen zurtickgegriffen
werden kénnte.

Der Erfahrungsbericht und die Handlungsempfehlungen sollen kinftigen
Ratsprasidentinnen oder —prasidenten, der Verwaltungsdelegation und den
Parlamentsdiensten madglichst umfassende «lessons learned» bieten, die darauf
abzielen, den Entscheidprozess im Parlamentsbetrieb zu vereinfachen und zu
beschleunigen. Das Dokument erganzt den Bericht vom 18. August 2009
«Pandemievorsorge: Pandemieplan fir die Parlamentsdienste und die
Bundesversammlung». Dieser Pandemieplan wird in den kommenden Monaten
ebenfalls aktualisiert.

Der Bericht geht hauptsachlich auf Massnahmen im Infrastrukturbereich ein. Abgebildet
wird das Aufrechterhalten des Parlamentsbetriebs unter den geltenden rechtlichen
Rahmenbedingungen (d.h. vorrangig Durchfihrung von Sitzungen mit physischer
Anwesenheit; Verhandlungsfahigkeit der Ré&te, wenn die Mehrheit der Mitglieder
anwesend ist). Mdgliche rechtliche Anpassungen zu den Arbeitsmethoden und den
Verfahrensablaufen der parlamentarischen Organe sind nicht Gegenstand des
vorliegenden Berichts. In diesem Zusammenhang sei auf die Arbeiten der
Staatspolitischen Kommissionen hingewiesen, die Anpassungen der rechtlichen
Grundlagen prifen, um die Handlungsfahigkeit des Parlaments in Krisensituationen zu
verbessern (vgl. 20.437 n Pa. Iv. SPK-NR. Handlungsfahigkeit des Parlamentes in
Krisensituationen verbessern und 20.438 Pa. Iv. SPK-NR. Nutzung der
Notrechtskompetenzen und Kontrolle der bundesrétlichen Notrechts in Krisen).

Der vorliegende Bericht wurde von der Kerngruppe der Parlamentsdienste
«Parlamentsbetrieb  wahrend der  Corona-Pandemie» im Auftrag des
Generalsekretariats und zuhanden der Verwaltungsdelegation der beiden Rate
verfasst. Die Verwaltungsdelegation nahm den Bericht am 12. November 2021 zur
Kenntnis.
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2 Grundlagen

2.1 Grundsatze

Die Bundesversammlung ubt unter Vorbehalt der Rechte von Volk und Standen die
oberste Gewalt im Bund aus (Artikel 148 der Bundesverfassung BV, SR 101). Gemass
Artikel 173 BV kommen der Bundesversammlung in Krisensituationen weitreichende
Notrechtskompetenzen zu. Oberstes Ziel des Krisenmanagements war
dementsprechend, die Handlungsféahigkeit des Parlaments zu jeder Zeit zu
gewadhrleisten. Gleichzeitig galt es sicherzustellen, dass die Gesundheit aller im
Parlamentsbetrieb tétigen Personen geméass den geltenden Covid-19-Regeln
bestmdglich geschitzt und das Risiko einer weitreichenden Quarantane tief gehalten
wird.

Die Verwaltungsdelegation und die Parlamentsdienste liessen sich in der Organisation
des Rats- und Kommissionsbetriebs von folgenden Grundsétzen leiten:

- Die Handlungsfahigkeit des Parlaments ist zu jeder Zeit zu gewahrleisten.

- Die Gesundheit aller anwesenden Personen ist vorrangig.

- Das Parlament orientiert sich an den Hygiene- und Verhaltensvorschriften des
Bundesrates und des BAG. Der enge Austausch zwischen den Gewalten ist in
der Krisenzeit von besonderer Bedeutung.

- Die Selbstverantwortung und das individuelle Verhalten der Einzelnen stehen im
Zentrum; ein verantwortungsvolles Verhalten wird von allen erwartet.

2.2 Geltungsbereich
Die Massnahmen galten fir alle Personen im Parlamentsgebaude oder den

Raumlichkeiten der Parlamentsdienste fir die Dauer ihres Aufenthalts, insbesondere:
- Mitglieder der eidgendssischen Rate
- Mitglieder des Bundesrates, der Bundeskanzlei und des Bundesgerichts
- Mitarbeitende der Parlamentsdienste
- Fraktionsmitarbeitende
- Medienschaffende
- Mitarbeitende der Bundesverwaltung

- Weitere Zutrittsberechtigte (bspw. ehemalige Ratsmitglieder, Personen mit
Zutrittsausweisen gemass  Art. 69 Abs. 2 ParlG, Besuchende,
Sicherheitspersonal, Mitarbeitende der Gastronomiebetriebe,
Reinigungspersonal, Handwerker/innen, etc.)
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2.3 Rechtliche Grundsatzfragen und Anpassungen im Parlamentsrecht

Gerade zu Beginn der Pandemie stellten sich verschiedene Grundsatzfragen
rechtlicher Natur:

- Auswirkungen des bundesratlichen Versammlungsverbots und weiterer
kantonaler Massnahmen auf den Parlamentsbetrieb

- Verhaltnis der Notrechtskompetenzen von Bundesrat und Parlament

- Rollen und Zustandigkeiten der Kommissionen, der Biros, der Ratspréasidien
und der Verwaltungsdelegation im Pandemiemanagement

- Einberufen einer ausserordentlichen Session

Die Parlamentsdienste priiften diese Fragen in Zusammenarbeit mit der Bundeskanzlei,
dem Bundesamt fir Justiz und dem Bundesamt flr Gesundheit. Einzelne Erkenntnisse
aus diesen Abklarungen wurden auf der Parlaments-Webseite veroffentlicht und im
Parlnet zur Verfligung gestellt.

In Zusammenhang mit dem Auszug des Parlamentsbetriebs in die Bernexpo wurden
verschiedene vorlbergehende Anpassungen im Parlamentsrecht erforderlich, zum
Beispiel in Bezug auf das Einreichen von Vorstdssen und Antragen, die
Abstimmungsanlage oder die Frage der Behandlungsfristen (vgl. befristete Anderungen
des Geschaftsreglementes des Nationalrates (20.409) und befristete Anderungen des
Geschaftsreglementes des Standerates (20.408 und 20.435).

2.4 Handlungsempfehlungen «Grundlagen»

Handlungsempfehlungen «Grundlagen»:

- Ubergeordnete Grundséatze im Krisenmanagement frith festlegen und klar
kommunizieren, gegentber Ratsmitgliedern, anderen Sitzungsteilnehmenden, den
Mitarbeitenden der Parlamentsdienste und der Offentlichkeit.

- Rechtliche Grundsatzfragen abklaren lassen und Erkenntnisse 6ffentlich machen.

3 Organisationsstruktur

3.1 Entscheidkompetenzen
Im Pandemieplan von 2009 wurden die Entscheidkompetenzen wie folgt geregelt:

- «Pandemiespezifische Massnahmen im Parlamentsgebdude werden auf Antrag
des Generalsekretars durch die Ratsprasidentinnen und Ratsprasidenten verfigt
bzw. aufgehoben.
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- Die Entscheidkompetenz far die Anordnung bzw. Aufhebung
pandemiespezifischer Massnahmen in den R&aumlichkeiten der
Parlamentsdienste liegt beim Generalsekretar der Bundesversammlung.»
(Pandemieplan 2009, Seite 6).

Im Zuge der Covid-19-Pandemie zeigte sich bald, dass Uber die Ratsprasidentin, den
Ratsprasidenten und den Generalsekretdr hinaus weitere Entscheidinstanzen
einzubeziehen waren. So wurden gewisse Entscheide von der Verwaltungsdelegation
(namentlich Hausrecht wie Zutrittsregelung), den Ratsburos (z.B. Koordination des
Kommissionsbetriebs im  Austausch mit dem  Bundesrat) sowie der
Koordinationskonferenz (Einberufen der ausserordentlichen Session) gefallt. Die
Entscheidungsprozesse erfolgten in der Regel gemass folgendem Ablaufschema:

- Parlamentsdienste/Generalsekretar:
Vorbereiten der Entscheidungsgrundlagen zuhanden der Verwaltungsdelegation
bzw. Ratsbiros oder Koordinationskonferenz durch die Parlamentsdienste, in
enger Absprache mit dem Delegierten der Verwaltungsdelegation

- Verwaltungsdelegation:
Beschlussfassung in ihrem Kompetenzbereich (bspw. Gesundheits- und
Hygienemassnahmen, logistische Rahmenbedingungen) bzw. Vorberatung der
Unterlagen zuhanden der Ratsbiros und Koordinationskonferenz

- Ratsburos/Koordinationskonferenz:
Kenntnisnahme der Beschlisse und Vorberatungen der Verwaltungsdelegation
und Beschlussfassung im jeweiligen Kompetenzbereich

Mit diesem stufenweisen und gestaffelten Vorgehen konnten die Koharenz in den
Beschliissen der verschiedenen Organe sichergestellt und Kompetenzstreitigkeiten
vermieden werden.

Einzelne Entscheide zu Beginn der ausserordentlichen Lage im Marz 2020 waren
umstritten; zum Teil wurde auch in Frage gestellt, in wessen Kompetenz diese
Entscheide fallen sollten. Dies betraf unter anderem den Abbruch der Frihjahrssession
2020 durch die Blros auf Antrag der Fraktionsprasident/innen und die Organisation des
Kommissionsbetriebs nach dem  Sessionsabbruch. Die  Staatspolitischen
Kommissionen prifen zurzeit, ob zu diesen Fragen gesetzgeberischer
Handlungsbedarf besteht (vgl. 20.437 n Pa. lv. SPK-NR. Handlungsféhigkeit des
Parlamentes in Krisensituationen verbessern und 20.438 Pa. Iv. SPK-NR. Nutzung der
Notrechtskompetenzen und Kontrolle des bundesrétlichen Notrechts in Krisen).

3.2 Projektorganisation

Im Februar 2020 setzte der Generalsekretér eine Taskforce der Parlamentsdienste ein,
die tagliche Lagebeurteilungen vornahm und Massnahmen zur Sicherstellung des
parlamentarischen Betriebs prifte. Einen Monat spater wurde die Taskforce durch eine
Projektorganisation ersetzt, deren Aufgabe es war, die Geschaftsleitung im
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Krisenmanagement zu entlasten und die Entscheidgrundlagen fur die Sitzungen der
Verwaltungsdelegation und der Biros vorzubereiten.

Rechtsfragen strategisch

Rechtsdienst PD

Personalfragen Gesamtleitung: GS BVers

Bereichsleitung Stv.: stv. GS/Sekfetéirin SR
HR/Finanzen PD Stv.: Sekretar NR

Kommunikation strategisch

Bereichsleitung Information PD

Projektleitung
operationell

Teilprojekt
Pandemieplan im
Parlamentsgebaude

Teilprojekt Teilprojekt
Betrieb/Logistik Kommunikation

Teilprojekt Inhalte

In der akuten ersten Phase der Pandemie standen die Ratsprasidentin und der
Ratsprasident sowie die Vizeprasidenten im taglichen Austausch mit dem
Generalsekretariat und der Geschaftsleitung der Parlamentsdienste. Um den
Informationsfluss zwischen den Gewalten sicherzustellen, wurden zusétzlich
regelméssige Austausche mit Delegationen des Bundesrates, dem Bundeskanzler
sowie mit dem Bundesamt fir Gesundheit organisiert, zum Teil auch mit den Fraktions-
und Kommissionsprasidien.

Die Projektorganisation wurde im Herbst 2020 durch eine schlankere Kerngruppe
«Parlamentsbetrieb wéhrend der Corona-Pandemie» ersetzt. Die Kerngruppe setzte
sich aus Vertreter/innen der Bereiche Betrieb und Infrastruktur, Sicherheit,
Veranstaltungen, Information, Kommissionen, Internationales sowie den Human
Resources und Finanzen der Parlamentsdienste zusammen. Der Rechtsdienst war
ebenfalls in die Arbeiten eingebunden. Die Kerngruppe war damit beauftragt, die
Massnahmen von Bund und Kantonen zu verfolgen und deren Auswirkungen auf den
Parlamentsbetrieb zu beurteilen. Sie erarbeitete zudem im Auftrag des Delegierten der
Verwaltungsdelegation und des Generalsekretars der Parlamentsdienste verschiedene
Entscheidungsgrundlagen zuhanden der Leitungsgremien der Réte.

3.3 Lessons learned und Handlungsempfehlungen «Organisationsstruktur»

Der Pandemieplan von 2009 enthalt relevante Grundlagen, die auch im
Krisenmanagement wahrend der Corona-Pandemie zum Tragen kamen (etwa
hinsichtlich Hygiene- und Verhaltensmassnahmen oder Massnahmen gegenlber den
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Mitarbeitenden der Parlamentsdienste). In gewissen Punkten erwies sich der Plan aber
als zu optimistisch? oder zu kurzsichtig?. Dies mag auch daran gelegen haben, dass die
Verfasser/innen des Pandemieplans von einer kirzer dauernden Krise und nicht von
einer monatelangen Ausnahmesituation ausgegangen waren.

Die Covid-19-Pandemie stellte eine Vielzahl an Herausforderungen an den
Parlamentsbetrieb, sei dies in rechtlicher, logistischer oder auch politischer Hinsicht.
Der Pandemieplan sah vor, dass in einem solchen Fall der Krisenstab der
Parlamentsdienste aktiviert wird. Im Zuge der Corona-Pandemie kam dieser Krisenstab
jedoch nicht zum Einsatz; die anfallenden Aufgaben wurden von der
Projektorganisation und der Kerngruppe tbernommen. Dies ist in erster Linie darauf
zuruckzufiuhren, dass fur die Bewaltigung der Krise — nebst dem Bereich Infrastruktur
— auch Mitarbeitende mit einer gewissen Nahe zum Generalsekretariat und mit
vertieften Kenntnissen des Rats- und Sitzungsbetriebs erforderlich waren.

Durch die Projektorganisation konnte die Geschaftsleitung der Parlamentsdienste von
operationellen Aufgaben entlastet werden. Gleichzeitig brachte die Struktur in der
Umsetzung eigene Herausforderungen mit sich: so fuhrte die «Umgehung» ublicher
hierarchischer Ablaufe innerhalb der Parlamentsdienste zum Teil zu Reibungsverlusten
und Doppelspurigkeiten.

Fur das Erarbeiten und Umsetzen der Massnahmen im Parlamentsbetrieb war es im
Ubrigen wichtig, von Beginn an eine direkte und unkomplizierte Zusammenarbeit mit
dem Delegierten der Verwaltungsdelegation, dem Bundesamt flir Gesundheit und dem
Bundesamt fur Bauten und Logistik zu etablieren.

Handlungsempfehlungen «Organisationsstruktur»:

- Den Pandemieplan und das «Business Continuity Management» des Parlaments
regelmassig uberprifen und aktualisieren. Sicherstellen, dass auch weitere Formen
von Krisen abgedeckt werden.

- Den im Pandemieplan von 2009 vorgesehenen Krisenstab in einen «Stab» des
Generalsekretariats der Parlamentsdienste umwandeln. In einem kunftigen
Krisenfall kdnnte dieser «Stab» den PD-internen Lead tUbernehmen, dabei auf
eingespielte Ablaufe zurtickgreifen und kurze Entscheidwege sicherstellen.

1 S. 7: «Grundsatzlich sollen die Betriebsfiihrung und Organisation in den Parlamentsdiensten und der
Bundesversammlung im Rahmen einer Pandemie moglichst wenig von der reguldaren Betriebssituation
abweichen. Der Parlamentsbetrieb wird auch im Falle einer Pandemie im Parlamentsgebdude
durchgefiihrt, eine Verlegung extra muros ist nicht vorgesehen»

2S. 14: «Werden durch pandemiebedingte Absenzen die formalen und rechtlichen Voraussetzungen fir
eine ordentliche Durchfihrung der Ratssitzungen nicht mehr erfullt, stellen die Organe der
Bundesversammlung die Behandlung der betroffenen Geschéafte bis zur Wiederherstellung des
rechtskonformen Zustands bzw. bis zu einem zu definierenden Zeitpunkt ein.»
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- In regelmassigen Abstanden Krisenlbungen durchfihren.

- Die Zustandigkeiten der verschiedenen Entscheidinstanzen
(Verwaltungsdelegation, Blros, weitere Organe, Parlamentsdienste) mdglichst klar
voneinander abgrenzen; auf die richtige «Flughdhe» der jeweiligen Entscheide
achten.

- Fir das Erarbeiten und Umsetzen von Massnahmen im Parlamentsbetrieb von
Beginn an eine enge Zusammenarbeit mit den zustandigen Stellen auf Ebene
Bund, Kanton und Gemeinde (BAG, BBL, EPA, Fedpol, Betreiberin der Galerie des
Alpes, etc.) sowie mit dem Delegierten der Verwaltungsdelegation etablieren.

4 Ressourcen

4.1 Finanzen

Die Pandemiemassnahmen verursachten der Bundesversammlung hohe Kosten, die
nicht antizipiert und budgetiert werden konnten. Kostspielig waren insbesondere die
zwei Sessionen in der Bernexpo (rund CHF 6 Millionen). In der ersten Phase der
Pandemie mussten zudem externe Raumlichkeiten (Bernexpo, Hotel Bellevue)
zugemietet werden, um Sitzungen unter Einhaltung der Distanzregel abhalten zu
kénnen. Mit Blick auf die Riickkehr des Parlamentsbetriebs in das Parlamentsgebaude
wurden gewisse Raumlichkeiten neu als Sitzungszimmer eingerichtet («Banane»,
Galerie des Alpes), Plexiglas-Trennwande installiert sowie das Abstimmungssystem um
eine Web-L6sung erweitert. Der Bundesversammlung entstanden dadurch zusatzliche
Kosten von rund CHF 700°000.

4.2 Personal

Die Parlamentsdienste konnten die Pandemiesituation mit dem bestehenden Personal
bewaéltigen. Insgesamt kam der Personalkdrper aber an seine Belastungsgrenze und
es fielen zahlreiche Uberstunden an, die kompensiert oder ausbezahlt werden muissen.

Im Zusammenhang mit der Homeoffice-Pflicht hat sich die technische Ausristung
bewdahrt; ein Grossteil der Mitarbeitenden der Parlamentsdienste konnte ab Mitte Marz
2020 nahtlos auf Heimarbeit wechseln. Nicht alle Aufgaben der Parlamentsdienste
eignen sich aber fur das Homeoffice: so mussten z.B. Mitarbeitende der
Kommissionssekretariate oder Weibelinnen und Weibel physisch vor Ort sein, um den
Sitzungsbetrieb zu unterstitzen.

In der mehrere Monate dauernden Phase des Homeoffice galt es ausserdem, der
internen Kommunikation die notige Aufmerksamkeit zu schenken. Wdchentliche E-
Mails des Generalsekretars an die Mitarbeitenden und weitere Mitteilungen durch die
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HR-Abteilung sorgten fir eine regelmassige Kontaktaufnahme und stellten den
Informationsfluss sicher.

4.3 Lessons learned und Handlungsempfehlungen «Ressourcen»

Um den parlamentarischen Betrieb sicherstellen zu kénnen, mussten &usserst
kurzfristig teilweise hohe Summen gesprochen werden. Im Krisenfall ist es
ausschlaggebend, dass die notwendigen finanziellen Mittel rasch zur Verfligung stehen
und die Budgetablaufe mdéglichst flexibel gestaltet werden kdnnen.

Teilweise konnte die zusatzliche Arbeitslast durch zeitlich befristete organisatorische
Anpassungen der Parlamentsdienste bewadltigt werden (indem z.B. weniger belastete
Einheiten neu anfallende Arbeiten Ubernahmen). Die Bewaltigung einer lang
andauernden Krise bei gleichzeitiger Erledigung der alltéaglichen Aufgaben stellten die
Parlamentsdienste jedoch vor Herausforderungen.

Die rasche Umstellung auf das Homeoffice haben die Parlamentsdienste insgesamt gut
gemeistert, sowohl was die technische Ausriistung als auch die Arbeitsorganisation und
den Informationsfluss betrifft. Die Mehrheit der Arbeiten konnte auch von zu Hause aus
erledigt werden.

Als Arbeitgeberin befanden sich die Parlamentsdienste zum Teil in einem
Spannungsverhaltnis: einerseits galt es, auch in der akuten ersten Krisenphase den
parlamentarischen Betrieb und die Dienstleistungen zuhanden der Organe
sicherzustellen; anderseits waren die Parlamentsdienste im Rahmen ihrer
Farsorgepflicht gehalten, ihre Mitarbeitenden bestmdglich zu schitzen und die
Massnahmen des Bundesrates umzusetzen. Dies fihrte in Einzelfallen zu
Schwierigkeiten und Missverstandnissen in der Umsetzung und zu einer mangelhaften
Information  zuhanden der Kommissionsmitglieder (z.B. hinsichtlich des
Sitzungsbetriebs der Kommissionen nach dem Abbruch der Friihjahrssession 2020).

Handlungsempfehlungen «Ressourcen»:

- Im Krisenfall gentigend frih die finanziellen Auswirkungen abschatzen, damit die
zusatzlichen Mittel beantragt werden kénnen.

- Organisatorische und personelle Anpassungen vornehmen, um Zusatzaufgaben
bewéltigen zu kdnnen. Bei langeren Krisen die notwendigen personellen
Ressourcen einplanen.

- Dem Spannungsverhaltnis in der Rolle der Parlamentsdienste als Arbeitgeberin
frihzeitig Rechnung tragen: Festlegen der Massnahmen zwecks Aufrechterhalten
des parlamentarischen Betriebs und klare Kommunikation an die Mitarbeitenden,
so dass Entscheide einheitlich umgesetzt werden — bei gleichzeitiger
Wahrnehmung der Firsorgepflicht.
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5 Kommunikation

5.1 Inhalte und Kommunikationskanale

Nach jedem Beschluss der Verwaltungsdelegation oder der Biros wurden die
Ratsmitglieder und Mitarbeitenden jeweils vorab informiert, meist per Schreiben der
Ratsprasidien oder per E-Mail des Generalsekretars. Die Medienmitteilung mit den
wichtigsten Inhalten der Beschlisse wurde jeweils im Anschluss an diese interne
Kommunikation publiziert.

Im Vorfeld des Auszugs in die Bernexpo fanden Begehungen und Informationsanlasse
flr die Medienschaffenden statt. In der ersten Phase der Pandemie (Marz—-Juni 2020)
nutzten die Ratsprasidien und die Parlamentsdienste auch andere Kanéle (Podcasts,
Live-Chats, Point de Presse etc.), um die wichtigsten Massnahmen in der
Krisenbewadltigung und die parlamentarischen Notrechtskompetenzen zu erlautern.

Die wesentlichen Dokumente, Schreiben der Ratsprasidien und auch
Fotodokumentationen wurden laufend auf www.parlament.ch verdffentlicht. Die
Parlamentsbibliothek erstellte zudem eine detaillierte Chronologie zu den Massnahmen
im Parlamentsbetrieb wahrend der Corona-Pandemie.

Inhaltlich wurden die zu Beginn der Krise definierten Handlungsgrundsétze in den
Vordergrund gestellt: das Parlament orientiert sich an den Hygiene- und
Verhaltensvorschriften des Bundesrates und wendet diese sinngemdass auch im
Parlamentsbetrieb an; die Selbstverantwortung und das individuelle Verhalten jedes
Einzelnen stehen im Zentrum.

5.2 Medienarbeit im Parlamentsgebaude

In Zusammenarbeit mit dem Medienzentrum wurden verschiedene Massnahmen
festgelegt, um die Medienarbeit auch in der Krisenzeit zu ermdglichen (wie Reduktion
der Mitarbeitenden pro Redaktion, spezielle Interviewzonen in der Bernexpo und in der
Wandelhalle, Einbindung der Medienschaffenden in das Test-Konzept). Im Unterschied
zu anderen Personenkategorien hatten die fest akkreditierten Medienschaffenden zu
jedem Zeitpunkt Zutritt zum Parlamentsgeb&ude bzw. zur Bernexpo.

5.3 Lessons learned und Handlungsempfehlungen «<Kommunikation»

Die Information und Kommunikation im Krisenfall hat besonders sensitiv zu erfolgen.
Der durch den Abbruch der Friihjahrssession 2020 in der Offentlichkeit entstandene
Eindruck («das Parlament verabschiedet sich aus der Krise») konnte nie ganzlich
korrigiert werden. Auch auf die interne Kommunikation gegeniiber den Kommissionen
und anderen parlamentarischen Organen ist ein besonderes Augenmerk zu legen; so
stiess zum Beispiel der Entscheid der Buros vom Marz 2020, zur Vorbereitung der
ausserordentlichen Session die Sitzungen jener parlamentarischen Organe zu
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priorisieren, welche als «dringend» eingestufte Geschafte zu beraten hatten, auf
Unverstandnis und Kritik.

Handlungsempfehlungen «Kommunikation»:

- Das Ressort Information eng in die Vorbereitung und Umsetzung der Massnahmen
miteinbeziehen; die Innen- und Aussenwirkung einzelner Massnahmen im Vorfeld
soweit mdglich evaluieren.

- Die Massnahmen im Parlamentsbetrieb an den Vorgaben und Empfehlungen des
Bundesrates ausrichten, so dass die erlassenen Massnahmen kohérent sind und
die allgemeine Wahrnehmung der Bedrohungslage nicht verscharfen oder
abschwachen.

- Ein spezielles Augenmerk auf die Kommunikation gegentiber Ratsmitgliedern und
parlamentarischen Organen legen; wenn einzelne parlamentarische Organe
besonders betroffen sind, deren Prasidentinnen und Prasidenten nach Mdglichkeit
frihzeitig in die Entscheidfindung einbinden.

6 Ergriffene Massnahmen

6.1 Grundlagen

Im Falle der Covid-19-Pandemie richteten sich die Schutz- und Hygienemassnahmen
auf die folgenden Ubertragungswege aus:

- Enger und langerer Kontakt (mehr als 15 Minuten Kontakt mit weniger als 1,5
Meter Abstand)

- Troépfchen und Aerosole

- Oberflachen und Hande

Die entsprechenden Verhaltenshinweise lauteten:

- Abstandhalten von 1,5 Metern, Ausschilderungen beachten;

- Handehygiene beachten: regelmassiges Handewaschen und Benutzen der
Desinfektionsstelen, kein Handeschitteln;

- Maskentragen;
- Isolation und Testen beim Auftreten von Symptomen,;

- Meiden von Ansammlungen.
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In Absprache mit dem BAG und der Kantonsarztin von Bern wurden weitere
Schutzmassnahmen fur den Parlamentsbetrieb festgelegt (bspw. Installation von
Plexiglas-Trennwanden).

Weiter wurde mit dem Oberfeldarzt der Schweizer Armee vereinbart, dass er im Falle
von Quarantdneanordnungen fir Schlisselpersonen des Parlaments eine
koordinierende Rolle zwischen den zustandigen kantonsarztlichen Diensten einnimmt.
Dadurch sollte sichergestellt werden, dass Quarantaneanordnungen maoglichst rasch
erfolgen konnen und die Koh&renz der Entscheide gewahrleistet ist.

6.2 Sicherheit und Zutritt

Im Bereich der Sicherheit wurde namentlich die Zutrittsregelung zum
Parlamentsgebaude verscharft und laufend an die Pandemiesituation angepasst.
Dadurch konnte die Anzahl Personen, die sich gleichzeitig im Parlamentsgebaude
aufhalten, deutlich reduziert werden.

Folgende Besucherkategorien wurden im Laufe der Pandemie zeitweise vom Zutritt
ausgeschlossen:

- Zutrittsberechtigte gemass Art. 69 Abs. 2 ParlG (teilweise gedffnet fur
personliche Mitarbeitende)

- Altparlamentarier/innen

- Medienschaffende mit Tagesakkreditierungen

- Botschafter/innen und Chargés d’affaires

- Personliche Gaste von Ratsmitgliedern

- Gaste von Mitarbeitenden der PD

- Gaste der Galerie des Alpes

- Gaste auf der Angehorigen- und Diplomatentribiine

- Konferenz der Kantonsregierungen und Kantonsvertreter/innen

Wahrend der Sessionen wurden die Tribunen fir die Offentlichkeit geschlossen oder
die Anzahl verfugbarer Platze reduziert. Bei Wahlen, Vereidigungen und
Verabschiedungen standen fir Familienangehdrige und Gaste eine beschrankte Anzahl
Platze zur Verfliigung. Um den Zugang der Offentlichkeit trotzdem zu ermdoglichen,
entwickelten die Parlamentsdienste die Moéglichkeit von virtuellen Besucherfihrungen.

Aufgrund einer Revision der Hausordnung mussten externe Besucher, die einen
Tagesausweis erhielten oder tber einen Dauerausweis verfligten, beim Eintritt in das
Parlamentsgebaude ihre Kontaktdaten hinterlassen. Bis zu 14 Tagen nach dem
Aufenthalt im Parlamentsgebdude konnten die erhobenen Daten auf Anfrage an die fir
das Contact Tracing zustandige kantonale Stelle weitergeleitet werden.

.I 'jl_:Jl Lessons learned und Handlungsempfehlungen Seite 13/ 20



6.3 Priorisierung der Arbeiten und Sitzungskalender

Nach dem Abbruch der Frihjahrssession 2020 musste der Sitzungsbetrieb der
Kommissionen neu organisiert werden. Um sicherzustellen, dass dringliche Geschéafte
zur Bewaltigung der Krise behandelt werden konnen, wurden Anpassungen und
Priorisierungen im Sitzungskalender vorgenommen (dies u.a. unter Bertcksichtigung
der vorliegenden «Corona-Beratungsgegenstande», der verfigbaren grossen
Sitzungszimmer sowie der Verfugbarkeiten des Bundesrats und der zustandigen
Mitarbeitenden der Bundesverwaltung).

6.4 Betriebliche Massnahmen

Im Zuge der Covid-19-Pandemie wurden verschiedene betriebliche Massnahmen
ergriffen, auf die unter Umstanden auch in kiinftigen Krisensituationen zurtickgegriffen
werden koénnte:

6.4.1 Plexiglas-Trennwéande

In den Ratssalen und den Sitzungszimmern 2, 3, 4, 6, 286, 287 und 301 wurden Ende
August 2020 Plexiglas-Trennwande zwischen den Arbeitsplatzen installiert. Gemass
Einschatzung des BAG reduzierten die Plexiglas-Trennwande das Risiko, dass sich
Personen, die naher als 1,5 Meter zu einer erkrankten Person sitzen, in Quarantdne
begeben muissen.

6.4.2 Maskentragepflicht

Im Herbst 2020 erliess die Verwaltungsdelegation eine allgemeine Maskentragepflicht
im Parlamentsgebaude. Im Januar 2021 wurde diese Pflicht aufgrund des Auftretens
neuer Virusvarianten verscharft, bevor sie im Sommer 2021 wieder gelockert werden
konnte. Die Parlamentsdienste stellten den Sitzungsteilnehmenden bei Bedarf
Hygienemasken zur Verfligung.

6.4.3 Covid-19-Tests

Im Herbst 2020 wurden mit dem Inselspital und dem City Notfall Bern spezielle
Testmaoglichkeiten vereinbart und eigens fur Ratsmitglieder reservierte Zeitfenster
festgelegt.

Wahrend der Fruhjahrssession 2021 wurden im Parlamentsgebdude erstmals breit
angelegte, repetitive Covid-19-Tests durchgefihrt (PCR-Speicheltests). Diese Tests
standen allen Ratsmitgliedern und weiteren Sessionsteilnehmenden zur Verfuigung; die
Teilnahme an den Tests war freiwillig, aber dringend empfohlen. Das Testkonzept
stutzte sich auf die Vorschriften des BAG und wurde in Zusammenarbeit mit dem
Kanton Bern sowie externen Labor- und Logistikpartnern umgesetzt. Im Einklang mit
der Teststrategie des Bundesrats werden die Tests im Parlamentsbetrieb bis auf
Weiteres fortgefihrt.
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Um positiv getestete Ratsmitglieder an ihren Wohnort transportieren zu kénnen, stehen
dem Parlament zwei eigens dafir hergerichtete Fahrzeuge der Logistikbasis der Armee
zur Verflgung.

6.4.4 Reinigung und Desinfektionsmittel

In Zusammenarbeit mit dem Bundesamt fur Bauten und Logistik wurde ein
Reinigungskonzept umgesetzt. Dazu gehdren unter anderem folgende Massnahmen:
Die Plexiglas-Trennwande in den Ratssalen und in den Sitzungszimmern wurden
wéahrend der Sessionen einmal taglich gereinigt; die sanitaren Anlagen im
Parlamentsgebdude mehrmals taglich. Im Nationalratssaal wurden zwei Rednerpulte
eingerichtet, die abwechselnd benutzt und gereinigt werden kénnen.

Im Parlamentsgebaude und in den Sitzungszimmern wird Desinfektionsmittel zur
Verfigung gestellt.

6.4.5 Luftqualitat

Dank der Luftungsanlage konnte in den Raumlichkeiten des Parlamentsgebdudes die
erforderliche Luftqualitat sichergestellt werden (Frischluftzufuhr, keine Vermischung
von Ab- und Zuluft, geeignete Filter). Stossliften in den Sitzungszimmern war daher
nicht erforderlich; bei Bedarf sorgten die Mitarbeitenden der Parlamentsdienste
wahrend langerer Sitzungen dennoch fir regelméassiges Liften.

Als zusatzliche Massnahme kamen ab Marz 2021 Messgerate zur Kontrolle der
Luftqualitdt zum Einsatz.

6.4.6 Ausschilderungen und Personenzirkulation

Die Ausschilderungen im Parlamentsgebaude wurden laufend an die geltenden
Vorschriften angepasst. Wenn immer mdoglich wurden die Aufenthaltsbereiche und
Durchgange im Parlamentsgebdude so gekennzeichnet, dass Ansammlungen
vermieden und die Abstande eingehalten werden konnten.

6.4.7 Verpflegungskonzept

Die Betreiberin der Galerie des Alpes, der Zircher Frauenverein (ZFV), setzte ein
Schutzkonzept um, das den Vorgaben der Gastrobranche Rechnung trug. Das
Schutzkonzept wurde bei Anpassungen jeweils der Verwaltungsdelegation unterbreitet.

Wahrend der landesweiten Schliessung der Restaurantbetriebe im Frihjahr 2021
konnte die Galerie des Alpes durchgehend ein reduziertes Verpflegungsangebot
aufrechterhalten, weil sie als nicht dffentlich zugangliches Restaurant der Verpflegung
der Ratsmitglieder diente. Als «Betriebskantine» trug die GdA zur Sicherstellung des
Parlamentsbetriebs bei.
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Wahrend der Pandemie erlitt die Galerie des Alpes erhebliche finanzielle Einbussen.
Die Verwaltungsdelegation hatte deswegen mehrmals zu entscheiden, ob dem ZFV
eine Defizitgarantie erteilt werden soll.

6.4.8 Covid-Zertifikatspflicht

Wahrend der Herbstsession 2021 schuf das Parlament eine zeitlich befristete
Rechtsgrundlage fur eine Covid-Zertifikatspflicht im Parlamentsgebéude (vgl. Artikel
69a Parlamentsgesetz). Seit dem 2. Oktober 2021 kann das Gebdude nur noch mit
einem Covid-Zertifikat und einem gultigen Ausweis betreten werden. Ratsmitglieder,
die eine Maske tragen, erhalten auch ohne Covid-Zertifikat Zutritt zum Gebéaude.

Die gesetzliche Vorlage wurde von den Staatspolitischen Kommissionen der beiden
Rate erarbeitet. Parallel dazu legte die Verwaltungsdelegation die Massnahmen zur
Umsetzung der Zertifikatspflicht fest. In einem ersten Schritt wurden alle elektronischen
Zutrittsausweise zum Gebdude gesperrt. Die Inhaber/innen dieser Zutrittsausweise
erhielten aber Gelegenheit, sich ihren Zutrittsausweis durch das Hinterlegen des
Giltigkeitsdatums ihres Covid-Zertifikats wieder freischalten zu lassen. Von dieser
Mdoglichkeit machten bis anhin rund 1'000 Personen Gebrauch. Fur alle ubrigen
Zutrittsberechtigten erfolgt die Kontrolle der Covid-Zertifikate wahrend der
Offnungszeiten beim Besuchereingang Siid.

6.5 Lessons learned und Handlungsempfehlungen «Ergriffene Massnahmen»

Das Ergreifen effektiver Schutzmassnahmen war von entscheidender Bedeutung, um
die Gesundheit der Sitzungsteilnehmenden bestmdéglich zu schiitzen und gleichzeitig in
gewohnter Qualitat einen effizienten parlamentarischen Betrieb und somit die
Handlungsfahigkeit des Parlaments zu gewahrleisten. Die Massnahmen erfolgten
modular und waren flexibel, so dass sie bei Bedarf mdglichst unkompliziert wieder
rickgangig gemacht werden konnten.

Die Parlamentsdienste als Arbeitgeberin waren auch im Rahmen ihrer Fursorgepflicht
gehalten, alle erforderlichen und technisch sowie finanziell zumutbaren Massnahmen
zu treffen, damit die Gesundheit der Arbeitnehmenden keinen Schaden erleidet.

In der ersten akuten Phase der Krise blieb aufgrund des grossen Zeitdrucks und des
damaligen Kenntnisstands uUber das neuartige Coronavirus nur die LOsung eines
temporaren Umzugs in die Bernexpo. Die Messehallen ermdglichten konsequentes
Distanzhalten, was das Risiko von Ubertragungen reduzierte. Die Rahmenbedingungen
in der Bernexpo brachten aber Einschrankungen im Komfort und der Vertraulichkeit der
Beratungen mit sich; ausserdem waren die Einmietung und die Infrastruktur kostspielig.

Die Loésung mit den Plexiglas-Trennscheiben machte die Riuckkehr ins
Parlamentsgebdude moglich, da dank dieser physischen Trennwéande auf das
Distanzhalten verzichtet werden konnte. Auch das Plexiglas brachte Einschrankungen
mit sich, erflllte aber seinen wesentlichen Zweck: in den mittlerweile sechs Sessionen

.I 'jl_:Jl Lessons learned und Handlungsempfehlungen Seite 16 / 20


https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2003/510/de#art_69_a
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2003/510/de#art_69_a

seit der Ruckkehr ins Parlamentsgebdude kam es — trotz vereinzelt positiv getesteter
Sitzungsteilnehmenden — zu keinen weitreichenden Quarantéane-Anordnungen. Die
Massnahme der Plexiglas-Trennscheiben wurde denn auch durch das dsterreichische
Parlament «kopiert».

Mit den breit angelegten Covid-19-Tests Ubernahm das Parlament eine gewisse
Vorreiterrolle im Vergleich zu anderen Betrieben und zur Bundesverwaltung. Diese
Massnahme stiess auf Uberwiegend positives Echo. Bei der Maskentragepflicht
bewdahrte sich das sinngemé&sse Umsetzen der Vorgaben des Bundesrats.

Dank der Einfuhrung der Covid-Zertifikatspflicht konnten die Schutzmassnahmen im
Parlamentsgebdude aufgehoben werden (Demontage der Plexiglas-Trennwande und
Wegfallen der Maskentragpflicht). Seither verlauft der Parlamentsbetrieb wieder unter
ahnlichen Bedingungen wie in der Zeit vor der Pandemie. Die Umsetzung der
Zertifikatspflicht Uber das Freischalten der elektronischen Zutrittsausweise verursachte
keine Zusatzkosten und konnte ohne zuséatzliches Personal bewaéltigt werden. Far
Ratsmitglieder und andere Zutrittsberechtigte, die sich ihren Zutrittsausweis haben
freischalten lassen, &nderte sich im Vergleich zur Situation vor der Zertifikatspflicht
nichts. Diese L6sung hat sich bewahrt.

Handlungsempfehlungen «Ergriffene Massnahmenx:

- Die Schutz- und Hygienemassnahmen auf die Ubertragungswege und geltenden
Bestimmungen ausrichten. Von den zustandigen Gesundheitsbehdrden prifen
lassen, ob die Schutzmassnahmen fir den Kontext des Parlamentsbetriebs
angemessen sind.

- Darauf achten, dass die Massnahmen im Parlamentsbetrieb infolge ihrer hohen
Visibilitat die allgemeine Wahrnehmung der Bedrohungslage nicht verschéarfen oder
abschwachen.

- Mit besonders geféahrdeten Ratsmitgliedern das Gesprach suchen, um allféllige
zusatzliche Massnahmen festzulegen (z.B. Méglichkeit zur Nutzung von Triblnen
oder einer mobilen Abstimmungsanlage).

- Die Zutrittsregelung laufend prifen und anpassen, so dass die Anzahl der
Personen im Geb&ude reduziert und an die epidemiologische Lage angepasst
werden kann. Die betroffenen Personenkreise und die Offentlichkeit klar Gber die
jeweils aktuelle Regelung und die Geltungsdauer des Zutrittsverbots informieren.

- Unter der Voraussetzung, dass das Parlamentsgebaude nur fir
Sitzungsteilnehmende zugéanglich ist: die Galerie des Alpes auch bei Schliessung
der Restaurantbetriebe im Sinne einer «Betriebskantine» offenhalten. Den
Bewirtschaftungsvertrag mit der Betreiberin durch eine Vereinbarung tber
Organisation und Entschadigung erganzen.
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7 Ausblick und Pandemievorsorge

7.1 Technische Infrastruktur und virtuelles Parlament

Far die Durchfuhrung von virtuellen Kommissionssitzungen waren zunachst die
rechtlichen und praktischen Rahmenbedingungen festzulegen. Dies erfolgte mit
Beschluss der Koordinationskonferenz vom 6. April 2020 (Vorgaben in Bezug auf die
IT-Plattform, Vertraulichkeit, Stabilitat, Benutzerfreundlichkeit etc.). Die
Videokonferenz-Software «Skype» genlgte den Anforderungen an einen virtuellen
Sitzungsbetrieb nicht und wurde im Frihjahr 2021 durch das modernere «Microsoft
Teams» ersetzt. Fur die Beratung von komplexen Gesetzesvorlagen sind virtuelle
Sitzungsformate weniger geeignet.

Ende 2020 wurde zudem aufgrund einer dringlichen Anpassung des
Parlamentsgesetzes eine Web-Ldsung entwickelt, die es Mitgliedern des Nationalrates
ermdglicht, ihre Stimme in Abwesenheit abzugeben, falls sie sich aufgrund behdrdlicher
Weisungen wegen Covid-19 in Isolation oder Quarantdne begeben mussen (vgl. zeitlich
befristete Vorlage 20.483). Der Standerat verzichtete auf eine Anpassung der
Rechtsgrundlagen, weshalb diese Madglichkeit nur den Nationalrdtinnen und
Nationalraten zur Verfligung steht.

Handlungsempfehlungen «Technische Infrastruktur»

- Vorhandene technische Infrastruktur weiterentwickeln mit dem Ziel, virtuelle und
hybride Kommissionssitzungen gemass aktuellstem Stand der Technik zu
ermoglichen.

- Schulungsunterlagen zuhanden Ratsmitglieder und Kommissionssekretariate flr
die Durchfihrung virtueller und hybrider Sitzungen aktuell halten. Regelmé&ssig
Sitzungen in virtueller Form abhalten, so dass die Ratsmitglieder und
Kommissionssekretariate eine gewisse Ubung entwickeln.

- Uberlegungen und Machbarkeitsstudien fiir ein vollstandig «virtuelles Parlament»
vorantreiben, so dass die technischen Rahmenbedingungen sowie die finanziellen
und personellen Auswirkungen bekannt sind, falls sich die gesetzgeberischen
Arbeiten in diese Richtung entwickeln.

7.2 Raumliche Anpassungen

Bei der RUckkehr des Sessionsbetriebs ins Parlamentsgebaude wurde auch geprift, ob
eine «Aufteilung» der Ratsmitglieder auf verschiedene Raumlichkeiten unter Einhalten
der Abstandsregel méglich ware. Dazu gab das BBL eine externe Studie in Auftrag, die
belegte, dass eine Aufteilung der Sitzplatze unter Nutzbarmachen der Wandelhalle, der
Vorzimmer und der Triblnen grundsatzlich moéglich ware (mit 2m- oder 1.5m-
Abstandsregel). Aufgrund der erheblichen organisatorischen Herausforderungen
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(Neugestaltung der Sitzordnung, Verfolgen der Ratsdebatte von ausserhalb der Sale,
Erweiterung des Abstimmungssystems, Sitzungsleitung, Simultanibersetzungen,
Ubertragung der Debatte fur die Offentlichkeit usw.) entschied die
Verwaltungsdelegation, diese Option vorerst nicht weiterzuverfolgen.

Fur den Kommissionshbetrieb wurden die Galerie des Alpes sowie der Arbeitsbereich fur
Ratsmitglieder im dritten Stock des Gebdudes («Banane») zwischenzeitlich als
zusatzliche Sitzungszimmer umfunktioniert. Weiter fanden Kommissions- und
Fraktionssitzungen zeitweise an externen Standorten statt (Bernexpo, Bernerhof, Hotel
Bellevue).

Handlungsempfehlungen «Raumliche Anpassungen»

- Bei der Weiterentwicklung des Abstimmungssystems darauf achten, dass
Abstimmungen auch dezentral stattfinden kénnen (d.h. in der ndheren Umgebung
der Ratssale wie den Vorzimmern, aber auch von einem externen Standort aus).
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8 Schlussfolgerungen

Zu Beginn der Pandemie wurde der Parlamentsbetrieb durch die schiere Dimension
dieser Krise auf die Probe gestellt: der Abbruch der Frihjahrssession 2020 erfolgte vor
dem Hintergrund der durch den Bundesrat ausgerufenen «ausserordentlichen Lage»
und unter dem Eindruck der dramatischen Ereignisse in der Lombardei. Die
Verwaltungsdelegation und die Buros entschieden sich zu dieser Massnahme,
nachdem sich die Fraktionsprasident/innen gegen die Durchfihrung der dritten
Sessionswoche ausgesprochen hatten.

Die Handlungsfahigkeit der Bundesversammlung und der Schutz der
Sitzungsteilnehmenden konnte in der Folge rasch gewahrleistet werden (vgl. auch
Antwort des Blro-NR auf die Interpellation 20.3098). Grundsatzfragen zur Rolle des
Parlaments in einer ausserordentlichen Lage (wie z.B. die konkurrierenden
Notrechtskompetenzen) konnten geklart werden, die ausserordentliche Session wurde
rasch einberufen und ein enger, informeller Dialog mit dem Bundesrat sorgte fir eine
reibungslose Koordination zwischen den Gewalten. Die fur die Bewaltigung der
Pandemie notwendigen Beschlisse konnten somit zu jeder Zeit gefallt werden.

Mit der Bernexpo stand innert kurzer Frist ein valabler Ausweichstandort fur die
Sessionen der Eidgendssischen Rate und die Sitzungen der parlamentarischen Organe
zur Verfigung. Danach sorgten die Schutzmassnahmen im Parlamentsgebaude fir
einen effizienten Sitzungsbetrieb in den angestammten Raumlichkeiten.

Trotz einzelner Sitzungsteilnehmenden, die positiv auf SARS-CoV-2 getestet wurden,
konnten weitreichende Quarantane-Anordnungen verhindert werden. Wahrend der
Sessionen oder Sitzungen der parlamentarischen Organe kam es zu Kkeinen
Infektionsausbriichen oder Clustern; die Gesundheit aller Sitzungsteilnehmenden
konnte gewahrt werden. Damit hat das Krisenmanagement des Parlaments seine
wesentlichen Ziele erreicht.

.I 'jl_:Jl Lessons learned und Handlungsempfehlungen Seite 20/ 20


https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20203098

	1 Ausgangslage
	2 Grundlagen
	2.1 Grundsätze
	2.2 Geltungsbereich
	2.3 Rechtliche Grundsatzfragen und Anpassungen im Parlamentsrecht
	2.4  Handlungsempfehlungen «Grundlagen»

	3 Organisationsstruktur
	3.1 Entscheidkompetenzen
	3.2 Projektorganisation
	3.3 Lessons learned und Handlungsempfehlungen «Organisationsstruktur»

	4 Ressourcen
	4.1 Finanzen
	4.2 Personal
	4.3 Lessons learned und Handlungsempfehlungen «Ressourcen»

	5 Kommunikation
	5.1 Inhalte und Kommunikationskanäle
	5.2 Medienarbeit im Parlamentsgebäude
	5.3 Lessons learned und Handlungsempfehlungen «Kommunikation»

	6 Ergriffene Massnahmen
	6.1 Grundlagen
	6.2 Sicherheit und Zutritt
	6.3 Priorisierung der Arbeiten und Sitzungskalender
	6.4 Betriebliche Massnahmen
	6.4.1 Plexiglas-Trennwände
	6.4.2 Maskentragepflicht
	6.4.3 Covid-19-Tests
	6.4.4 Reinigung und Desinfektionsmittel
	6.4.5 Luftqualität
	6.4.6 Ausschilderungen und Personenzirkulation
	6.4.7 Verpflegungskonzept
	6.4.8 Covid-Zertifikatspflicht
	6.5 Lessons learned und Handlungsempfehlungen «Ergriffene Massnahmen»

	7 Ausblick und Pandemievorsorge
	7.1 Technische Infrastruktur und virtuelles Parlament
	7.2 Räumliche Anpassungen

	8 Schlussfolgerungen

